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Meinen Eltern 





Vorwort 

Unter dem Stichwort "Allfinanz" bewegen sich Banken und Versicherun-
gen in den letzten Jahren aufeinander zu. Diese Annäherung betrifft sowohl 
die angebotenen Dienstleistungen als auch das Geschäftsgebaren. 

Die vorliegende Arbeit untersucht Möglichkeiten und Grenzen des Direkt-
marketings der Banken. Dabei soll das Augenmerk allerdings nicht nur auf die 
Anbahnung der Geschäftsabschlüsse, sondern darüber hinaus auf die Folgen 
solchermaßen erzielter Geschäfte gerichtet werden; ein Aspekt, der auch in 
der Bankpraxis bisweilen zu kurz kommt: ist doch mit dem bloßen Abschluß 
das Geschäft mit dem Kunden noch keineswegs vollständig abgewickelt. Eine 
Rückkoppelung dahingehend, wieviele Aquisitionen in der Abwicklung ernste 
Probleme aufwerfen, fehlt weitgehend. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1990/91 der juristischen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation vorgelegt. Bedingt 
durch einige Gesetzesänderungen erfuhr sie einige Umarbeitungen. Recht-
sprechung und Schrifttum sind bis zum 31.12.1992, teilweise auch darüber 
hinaus, berücksichtigt. 

Meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Dres.h.c. Claus-Wilhelm Cana-
ris, danke ich herzlich für die umfassende und geduldige Förderung, die ich 
von ihm erfahren habe. 

München, im Juli 1993 

Felix Christopher Hey 
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Teil] 

Einleitung 

I. Einführung in die Thematik 

In einem Brief an eine Freundin schreibt Wilhelm von Humboldt am 7. 
September 1830: "Jede Störung meiner Einsamkeit, jeder auch nur Stunden 
dauernde Besuch ist mir höchst unangenehm." Insbesondere im Bereich der 
Werbung hat die Entwicklung seitdem gezeigt, daß sich solche "höchst unan-
genehmen Störungen" des Einzelnen in einem freiheitlich verfaßten Wirt-
schaftssystem nicht ohne weiteres vermeiden lassen. Sie werden nachgerade 
zur Methode, wenn man die Möglichkeiten des Direktmarketings, insbeson-
dere des Direktvertriebs und der Direktwerbung betrachtet. Unter diesen Be-
griffen faßt die Betriebswirtschaftslehre Formen der Werbung und des Absat-
zes zusammen, bei denen der Anbieter von Waren und Dienstleistungen un-
mittelbar und ohne Zwischenschaltung von Händlern und Vermittlern mit sei-
nen Kunden in individuellen, direkten Kontakt tritt, wie dies bei Geschäftsab-
schlüssen am Telefon und anläßlich von Hausbesuchen geschieht, bzw. bei 
denen er eine Werbebotschaft direkt und nicht mit Hilfe eines anderen Medi-
ums übermittelt, so etwa über Briefsendungen, Telefon und Bildschirmtextl. 
Wie die Werbung insgesamt ist auch das Direktmarketing eine Ausprägung 
des Handeins im freien Wettbewerb; die Umworbenen haben daher prinzipiell 
die hieraus entstehenden Belästigungen hinzunehmen. Die Besonderheit des 
Direktmarketings liegt freilich darin, daß mit den durch diesen Begriff um-
schriebenen Werbemethoden Eingriffe in die Privatsphäre des Individuums 
verbunden sind, die bei Werbung üblichen Zuschnitts nicht eintreten. Ange-
sichts der zunehmenden Tendenz, den Schutz der Persönlichkeit und der Pri-
vatsphäre des einzelnen zu stärken2, unterwerfen Gesetzgebung und Judikatur 
diese Formen der Werbung verschiedenartigen Beschränkungen. Die dabei 
einschlägigen Vorschriften sind jedoch überaus zahlreich und finden sich in 
den unterschiedlichsten Rechtsmaterien. Über die in der Rechtsanwendung 

1 vgl.etwa, mit Unterschieden im Detail, Dallmer, S.4f., Scheuch, S.414f., Tietz, B. in: Vahlens 
großes Wirtschaftslexikon, München 1987, S.403, Gerardi in: Marketing-Enzyklopädie, Bd.l, Mün-
chen 1974, S.403 

2 vgl.BVerfGE 54, 148, 153, Hefermehl GRUR 1980,622,626 
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damit verbundenen Probleme hinaus entstehen besondere Schwierigkeiten, 
wenn sich die Werbung nicht an einen mehr oder minder undifferenzierten 
Kreis Umworbener richtet, sondern zwischen Werbendem und Betroffenem 
bereits zuvor geschäftliche Kontakte bestanden haben; die Eigenarten derarti-
ger Sonderbeziehungen müssen etwa durch die Anwendung von Ausnahme-
tatbeständen berücksichtigt werden. Ein gutes Beispiel einer solchen Bezie-
hung, die sich nicht auf zufällige, einmalige Kontakte beschränkt, stellt in der 
Praxis das Verhältnis zwischen Bank und Kunde dar. Unter Berücksichtigung 
dieser Beziehung sollen im folgenden die Rahmenbedingungen der Werbung 
allgemein und insbesondere der Schutz der Persönlichkeit des Umworbenen 
im Bereich der Kreditwirtschaft untersucht werden. Über die bereits erwähn-
ten Besonderheiten hinaus verdient die Werbung durch Kreditinstitute auch 
deshalb Interesse, weil diese sich noch mehr als andere Branchen bei der In-
anspruchnahme neuer Methoden des Direktmarketings einer nur schwer über-
schaubaren Anzahl von Einzelnormen gegenübersehen, die die Zulässigkeit 
von Werbung im Bankenbereich beschränken. Dies wiederum legt den kriti-
schen Vergleich zur Rechtslage bei konkurrierenden Gewerbezweigen wie 
etwa der Versicherungswirtschaft nahe. Schließlich können sich bei der An-
wendung der Schutzvorschriften auf Bankgeschäfte eigenartige Probleme auf 
der Rechtsfolgeseite ergeben. 

11. Gründe einer intensiveren 
Werbung im Bereich der Kreditwirtschaft 

Die Motive für die Anwendung von Werbung im allgemeinen und des Di-
rektmarketings im besonderen sind naturgemäß vielfältig. Die Banken haben 
insgesamt erst später als andere Branchen dem Marketing eine höhere Bedeu-
tung zugemessen. Für die Tatsache, daß auch die Kreditinstitute in jüngerer 
Zeit verschiedenste Formen der Werbung und des Direktmarketings in ihr ab-
satzpolitisches Instrumentarium einbezogen und ein distanzierteres Verhalten 
gegenüber ihren Kunden aufgegeben haben, dem noch die Vorstellung zu-
grunde lag, daß die Initiative im Bankgeschäft überwiegend vom Kunden 
ausgeht3, lassen sich allerdings Gründe aufzeigen. Sie finden sich generell in 
der im Laufe der letzten Jahre in bemerkenswertem Umfang gewachsenen 
Konkurrenz in den Bereichen der Finanzierung und der Kapitalanlage im Pri-
vatkundengeschäft der Kreditinstitute4• Eine intensivere Konkurrenzsituation 
besteht dabei sowohl zwischen den Banken und Sparkassen untereinander, als 
auch gegenüber den Versicherungsunternehmen, Kreditkartengesellschaften, 

3 Cramer. Jörg in: Bruhn, S.749 
4 vgl.allgemein zur erhöhten Konkurrenz Betsch, S.1ff., Dallmer/Greff, S.72Off, Epple, Die 

Bank 10/1991 •• 544ff. 
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Industrieunternehmen mit eigenen Leasinggesellschaften sowie Kredit- und 
Anlagevennittlern5• 

1. Die Konkurrenzsituation der Kreditinstitute untereinander 

Ausgangspunkt der marktstrategischen Überlegungen der Banken für den 
Wettbewerb untereinander ist die Einsicht, daß die Anforderungen an Wer-
bung und Beratung im Privatkundengeschäft gewachsen sind. War noch bei 
Einführung der bargeldlosen Lohn- und Gehaltszahlung Ende der sechziger 
Jahre die Erweiterung des Kundenbestandes durch zahlreiche neu zu eröff-
nende Lohn- und Gehaltskonten gesichert, so ist heute der Markt weitgehend 
erschöpft angesichts der Erfassung nahezu der gesamten Arbeitsbevölkerung 
mit mindestens einer Bankdienstleistung; 96% aller deutschen Haushalte ver-
fügen über mindestens ein Girokonto, etwa die Hälfte der Haushalte unterhält 
mehr als eine Bankverbindung6• Die Strategie der Anbieter geht infolgedessen 
dahin, nunmehr den gesamten finanziellen Versorgungsbedarf eines Kunden 
mit Finanzdienstleistungen "aus einer Hand" abzudecken7• Eine Ausdehnung 
des Geschäfts wird daher betrieben durch die Vennittlung weiterer Bank-
dienstleistungen an Kunden, die bisher nur eine oder wenige Leistungen in 
Anspruch nahmen. Diese Maßnahmen des sogenannten cross-sellings8 an be-
reits vorhandene Kunden setzen jedoch voraus, den Kunden insoweit von 
Konkurrenzinstituten abzuwerben und erfordern damit einen erhöhten Werbe-
und Beratungsaufwand. Die Aktivierung solchennaßen "brachliegender" 
Kundenverbindungen bedingt darüber hinaus das Eindringen in die Privat-
sphäre dieser Kunden, sollen sie von einer konkreten, individuell gestalteten 
Werbemaßnahme überhaupt erreicht werden. Verbesserte Marktpositionen 
können auf diese Weise nahezu nur noch im Verdrängungswettbewerb er-
reicht werden, während man den eigenen Kundenstamm gegenüber anderen 
Mitanbietern gerne abschinnen möchte9• 

Im Bestreben nach Verbesserung der Rentabilität spielen auch bilanztech-
nische Erwägungen eine Rolle. Aufgrund des aus § 11 KWG abzuleitenden 

5 Stracke, Die Bank 11/88,590, Cramer, Jörg, a.a.O.(Fn.3), S.756, Epple, Die Bank 10/91,544, 
547 

6 Zahlen nach Epple, Die Bank 91, 544, 548 
7 Stracke, Die Bank 11/88, 590, allg.zur Bedeutung des "Verbrauchers" für die Banken Hell-

ner/Steuer WM SonderbeiI.Sept.91, S.ll, 12 
8 dazu Cramer, Jörg, a.a.O.(Fn.3) , S.749, Keßler in:Süchtinglvan Hooven S.146, Ausfelder, Die 

Bank 2191, S.91, Epple, Die Bank 10191,544,545 
9 Stracke, Die Bank ll/88, 590, 593 
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